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1 Einführung 

Das Durchschnittsalter der Belegschaft in deutschen Unternehmen allgemein und 

auch in der Kreditwirtschaft ging bis in die jüngste Vergangenheit kontinuierlich zu-

rück. Im Zuge von Personalabbaumaßnahmen wurden vorrangig ältere Mitarbeiter 

durch Vorruhestands- und Abfindungsregelungen dazu bewegt, die Bankbetriebe zu 

verlassen. Gerade in einigen der deutschen Großbanken finden sich mittlerweile nur 

noch wenige Mitarbeiter, die das 50. Lebensjahr überschritten haben. Auch in Spar-

kassen und Genossenschaftsbanken ist diese Begebenheit, wenn auch nicht in der-

art ausgeprägter Form, zu beobachten: „Spätestens ab 40 hat man kaum mehr 

Chancen eingestellt zu werden. Ausnahmen für das Top-Management bestätigen die 

Regel. Mehr als die Hälfte der Unternehmen beschäftigt keine Mitarbeiter über 50 

mehr - aber warum auch? Offensichtlich sind die volkswirtschaftlichen und demogra-

fischen Argumente der Politik betriebswirtschaftlich nicht relevant."1  

Mittlerweile deutet sich aufgrund mehrerer Entwicklungen die Notwendigkeit an, der-

artige Personalstrategien zu überdenken. Im Folgenden werden die Einflüsse aufge-

zeigt, die dazu führen, dass ältere Arbeitnehmer wieder verstärkt in den Fokus der 

bankbetrieblichen Personalwirtschaft geraten. In die Analyse fließen auch Ergebnis-

se einer repräsentativen Umfrage im Sparkassensektor ein.  

2 Grundlagen zur Personalwirtschaft in Kreditinstituten  

2.1 Aufgaben und Teilbereiche der Personalwirtschaft 

Personalwirtschaft kennzeichnet eine betriebswirtschaftliche Funktion, deren zentra-

ler Gegenstand die Bereitstellung und den zielorientierten Einsatz sowie die Steue-

rung des Verhaltens des Personals umfasst.2 Zentrale Aufgabe der Personalwirt-

schaft ist es dabei, ein Gleichgewicht zwischen Unternehmens-, Kunden- und Mitar-

                                                 
1  Hormel/Hiltl (2004), S. 18. 
2  Vgl. Weber (1996), S. 280. Die Begriffe Personalwirtschaft, Personalwesen, Personalmanagement 

sowie Human Resource Management werden zumeist synonym verwendet, wobei die inhaltlichen 
Schwerpunkte hauptsächlich im Bereich der Personalbeschaffung, des Personalabbaus, der Perso-
nalqualifizierung, der Kompensation sowie der Personalführung gesehen werden. Zu einer Möglich-
keit zur inhaltlichen Differenzierung dieser Bezeichnungen vgl. Drumm (1996), S. 1-18. 
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beiterbedürfnissen herzustellen, was zumeist durch eine Homogenisierung der per-

sönlichen sowie der Unternehmensinteressen zu erreichen versucht wird.3  

Ein wesentlicher Bestandteil der Personalwirtschaft ist die Personalplanung, worun-

ter ein formalisierter Prozess verstanden wird, um hinsichtlich des Personalmanage-

ments zu integrierten und konsistenten Entscheidungen zu gelangen. Primäre Auf-

gabe der Personalplanung ist dabei die optimale Allokation von Humankapital auf 

spezifische Unternehmenseinheiten.4 Personalplanung kann in strategische, takti-

sche und operative Personalplanung unterschieden werden: 

Die strategische Personalplanung ist primär von exogenen Faktoren abhängig. Sie 

versucht zukünftige Entwicklungen zu antizipieren und bereits in der Gegenwart das 

Personal zu rekrutieren beziehungsweise fortzubilden, welches in der Zukunft (Pla-

nungshorizont 3-10 Jahre) zur Erreichung der unternehmensspezifischen Ziele benö-

tigt wird. Dementsprechend ist die strategische Personalplanung eng mit der strate-

gischen Unternehmensplanung verknüpft. 

Unter taktischer Personalplanung wird die Umsetzung der strategischen Personal-

planung in mittelfristige personalwirtschaftliche Programme gefasst. Hier sind die Zie-

le und Inhalte personalwirtschaftlicher Maßnahmen wesentlich konkreter als in der 

strategischen Personalplanung formuliert.5 

Die taktische Personalplanung stellt wiederum Leitlinien und Rahmenvorgaben für 

die operative Personalplanung dar. Die operative Personalplanung ist kurzfristig ori-

entiert und damit i.d.R. unterjährig. Ergebnis der operativen Personalplanung sind 

handlungsbezogene Maßnahmen, um die Aufgaben des Personalmanagements er-

füllen zu können.6 

                                                 
3  Vgl. Jung (2001), S. 4-8. 
4  „Generell kann die Aufgabe der Personalplanung darin gesehen werden, das Unternehmen durch 

die Analyse vergangener und zukünftiger Entwicklungen vor den Auswirkungen unerwarteter Ereig-
nisse wie etwa Personalengpässe oder teuere Personalüberhänge bzw. nutzlose Redundanzen zu 
schützen.“ Wimmer/Neuberger (1998), S. 5. 

5  Häufig wird auf eine Untergliederung und Systematisierung in eine taktische Personalplanung ver-
zichtet und nur zwischen strategisch und operativ differenziert, vgl. diesbezüglich Maasch (1996), 
S. 48-51. 

6  Vgl. Hentze (1994), S. 84-91. 
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Sowohl strategische, taktische als auch operative Personalplanung sind i.d.R. deriva-

tiver Natur, da sie sich aus den Absatz-, Leistungs-, Beschaffungs- und Finanzplänen 

der Unternehmung ableiten.  

2.2 Inhalte der Personalplanung 

Inhaltlich kann die Personalplanung7 in folgende Personalplanungsfelder unterglie-

dert werden: 

• Personalbedarfs, -bestands- und -beschaffungsplanung 

• Personalfreisetzungsplanung 

• Personalausbildungs- und -entwicklungsplanung. 

Aufgabe der Personalbedarfsplanung ist die Bestimmung desjenigen Personals, wel-

ches zur Unternehmenszielerreichung gebraucht wird. Dies beinhaltet eine qualitati-

ve und eine quantitative Komponente. Der qualitative Bedarf „umschreibt die Fähig-

keiten und Kenntnisse, über die ein Mitarbeiter bei seinem Einsatz verfügen soll und 

spiegelt so die Anforderungen der vom Mitarbeiter auszufüllenden Stellenaufgaben 

wider.“8 Die qualitative Personalbedarfsplanung ist wiederum Voraussetzung der 

quantitativen Personalbedarfsbedarfsplanung. Diese sorgt für eine Aufteilung der 

Mitarbeiter je Personalkategorie auf einzelne Bereiche innerhalb eines Unterneh-

mens und Zeitraumes.9 

Kennzeichen der Personalbestandsplanung ist die Feststellung des Status Quo der 

Kenntnisse und der demografischen Charakteristika zu einem bestimmten Planungs-

zeitpunkt und eine darüber hinaus gehende Prognose der künftigen Entwicklung die-

ser Struktur für das Szenario, in das diesbezüglich nicht gestaltend eingegriffen 

wird.10  

                                                 
7  Drumm führt mit der „Planung und Sicherung von Akzeptanz und Implementation der Personalpla-

nung“ noch ein weiteres Personalplanungsfeld ein, was in dieser Arbeit jedoch nicht Gegenstand 
der Betrachtung sein soll, vgl. auch Drumm (2000), S. 221-223. 

8  Drumm (2000), S. 229. 
9  Vgl. Scholz (1989), S. 92-156. 
10 Vgl. Drumm (1992), Sp. 1758-1769. Während demografische Faktoren relativ einfach festzustellen 

und zu kategorisieren sind, ist dies bei der konkreten Mitarbeiterfähigkeitsdetermination vielfach mit 
Schwierigkeiten verbunden, etwa in Bezug auf die Identifizierung von physischen, psychischen, 
kognitiven sowie sozialen Fähigkeiten der Mitarbeiter, vgl. Rumpf (1979), S. 43-48 und Scholz 
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Ziel jeder Personalbeschaffungsplanung ist die rechtzeitige Bereitstellung von benö-

tigtem und geeignetem Personal aller Kategorien für die Erfüllung von Aufgaben va-

kanter Stellen. „Mit Bereitstellung ist nicht nur die Anwerbung, Auswahl und Einstel-

lung von Arbeitskräften gemeint. Vielmehr umfasst Bereitstellung auch die Einarbei-

tung von Personal in die neue Stelle.“11 Die Beschaffung kann auf dem unterneh-

mensinternen12 beziehungsweise unternehmensexternen Arbeitsmarkt erfolgen.  

3 Überblick über Charakteristika des Personalbedarfs und der 
Personalbedarfsdeckung in Kreditinstituten im Zeitverlauf 

Grundsätzlich wird der Bedarf an Mitarbeitern durch den Umfang der zu erstellenden 

Leistungen und durch die in diesem Zusammenhang eingesetzten Prozesse und 

Technologien determiniert. Umgekehrt ist aber auch zu beachten, dass die Knapp-

heit verfügbaren Personals dazu führen kann, dass entweder Leistungen nicht in 

dem beabsichtigten Umfang erstellt werden können oder aber die Prozesse und 

Technologien derart modifiziert werden, dass die geplante Leistungsproduktion mit 

dem begrenzten Personalbestand erreicht werden kann. Zusätzlich hat die Personal-

bedarfsplanung in Kreditinstituten die Vielzahl an bankaufsichtsrechtlichen Normen 

zu beachten, durch die Gestaltungsfreiheit der Unternehmensleitung im Hinblick auf 

die Aufbau- und Ablauforganisation eingeschränkt wird.13 

Aufgrund der hohen Bedeutung der Bereitstellung qualitativ gut ausgebildeter Mitar-

beiter hat in Kreditinstituten die Personalentwicklung mit den Bestandteilen innerbe-

triebliche Aus- und Weiterbildung seit jeher einen hohen Stellenwert. Aber auch die 

Anwerbung von Fachkräften von anderen Instituten spielt eine erhebliche Rolle. In 

Zeiten der Vollbeschäftigung wurde zudem in bedeutendem Umfang davon 

                                                                                                                                                         
(1989), S. 59-68. Zum weiteren Vorgehen nach der Erhebung der Fähigkeiten vgl. Drumm (2000), 
S. 277-279. 

11 Drumm (2000), S. 317. 
12 Vgl. Maasch (1996), S. 156-160 und Barnard (1968), S. 215-234. Hierunter fällt zum einen die Rek-

rutierung geeigneter Mitarbeiter aus dem eigenen Unternehmen im Zusammenhang mit einer Lauf-
bahnplanung, wobei diese Maßnahme zumeist auf Führungskräfte begrenzt ist und durch Personal-
entwicklungsplanungen flankiert wird. Dagegen wird die unternehmensinterne Beschaffung ohne 
Personalbewegung (z.B. Mehrarbeit, Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit, Urlaubsverschie-
bung usw.) in der Praxis bei allen Mitarbeitergruppen angewendet, erfordert aber zumeist das Ein-
verständnis der Arbeitnehmervertreter. 

13 So schränken die Mindestanforderungen an das Risikomanagement unter anderem die Möglichkei-
ten zur Zusammenfassung bestimmter Tätigkeiten in den Bereichen Handel, Kreditgeschäft und in-
terne Revision ein, vgl. BaFin (2005). 
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Gebrauch gemacht, Arbeitskräfte aus anderen Branchen abzuwerben und durch 

Schulungsmaßnahmen dazu in die Lage zu versetzen, die bei der Leistungserstel-

lung bestehenden Personalengpässe zu beseitigen.14 Diese Arbeitskräfte waren zu-

meist in internen Abteilungen in unterstützenden Funktionen tätig und haben mittler-

weile zumeist die Altersgrenze erreicht, sofern sie nicht bereits zuvor im Rahmen von 

Vorruhestandsregelungen ausgeschieden sind. 

In Deutschland, das seit mittlerweile drei Jahrzehnten durch eine hohe Arbeitslosig-

keit geprägt ist, galt die Kreditwirtschaft bis in die jüngste Zeit als sicherer (und damit 

begehrter) Arbeitgeber. In Zeiten relativ auskömmlicher Gewinne konnten Kreditinsti-

tute auf öffentlichkeitswirksame Entlassungswellen weitgehend verzichten. Zur An-

passung des sich durch EDV-Einsatz, Automatisierung und anderen Rationalisie-

rungsmaßnahmen reduzierenden Personalbedarfs griffen die Institute auf die Nicht-

Wiederbesetzung freiwerdender Stellen und das Instrument der Vorruhestandsrege-

lungen zurück.15 Viele Kreditinstitute übertrugen darüber hinaus nicht bankfachlich 

Beschäftigte im Rahmen von Outsourcing-Lösungen auf externe Dienstleister. Insge-

samt führten diese Maßnahmen dazu, dass sich das Durchschnittsalter der in der 

Kreditwirtschaft Beschäftigten kontinuierlich verringerte. Hierzu trug bei, dass Kredit-

institute dem gesellschaftlichen Druck nachgaben und weiterhin mehr Ausbildungs-

plätze zur Verfügung stellten, als Bedarf an Nachwuchskräften bestand. 

Seit der Jahrtausendwende hat sich die Situation der Personalwirtschaft in vielen 

Kreditinstituten drastisch verändert. Die gravierende Ertragsschwäche der deutschen 

Kreditwirtschaft16 führte zu zahlreichen Fusionen und Übernahmen sowie strategi-

schen Neuausrichtungen von Instituten, in deren Zusammenhang in allen Bereichen 

und auf allen Hierarchieebenen von Banken Personal überzählig wurde. Obwohl der 

tatsächliche Rückgang an Arbeitsplätzen geringer ausfiel, als dies die zahlreichen 

                                                 
14 Dagegen war die Anwerbung von Arbeitnehmern aus dem Ausland („Gastarbeiter“) für die Kredit-

wirtschaft nicht von größerer Bedeutung. 
15 Vgl. Kröll/Brinkmann (1999), S. 276. Die Altersteilzeit kann in Kreditinstituten ab dem 55. Lebensjahr 

eines Mitarbeiters als Instrumentarium der Personalanpassung verwendet werden. Langenbrinck 
(1999), S. 576. Kreditinstitute unterschieden sich in dieser Hinsicht nicht von einer von vielen Unter-
nehmen verfolgten Strategie (die durch eine entsprechende Gesetzgebung zusätzlich forciert wur-
de), Mitarbeiter in den vorzeitigen Ruhestand zu schicken, um ihre Belegschaften zu verjüngen und 
das durch zu hohe Lohnkosten und mangelnde Flexibilität entstandene Überangebot auf dem Ar-
beitsmarkt zu reduzieren, vgl. Gräf (2003), S. 17. 

16 Für einen Vergleich der Ertragssituation in OECD-Ländern vgl. Brüser/Schöning (2006), S. 116-121. 



Beschäftigung älterer Mitarbeiter in Kreditinstituten  7

Pressemeldungen vermuten ließen, standen weiterhin vornehmlich ältere Arbeitneh-

mer trotz der − aus Sicht der Betroffenen − graduell verschlechterten Regelungen 

zum Vorruhestand im Zentrum der Personalabbaumaßnahmen. Allerdings wurde 

auch in größerem Umfang auf Abfindungsregelungen und sogar auf betriebsbedingte 

Kündigungen selbst von jüngeren Mitarbeitern zurückgegriffen, um den Personal-

bestand an das angestrebte Niveau anzupassen. Gleichzeitig wurden indes weiterhin 

zum Ausbau der hochwertigen Beratung etwa im Bereich Private Banking sowie zur 

Bewältigung der regulatorischen Anforderungen im Bereich Risikocontrolling Hoch-

schulabsolventen und andere Fachkräfte eingestellt.  

Aktuell weisen daher deutsche Kreditinstitute allgemein und speziell einige Großban-

ken eine Altersstruktur auf, in der ältere Arbeitnehmer (Mitarbeiter über 50 Jahre) 

mehr oder weniger selten anzutreffen sind.17 Im Folgenden wird aufgezeigt, warum 

die Personalwirtschaft in Kreditinstituten in den nächsten Jahren in diesem Zusam-

menhang einer deutlichen Akzentverschiebung unterworfen sein wird.  

4 Einflussfaktoren auf die künftige Personalplanung in 
Kreditinstituten 

4.1 Überblick über allgemeine sozio-demografische Entwicklungen 

Die drei sozio-demografischen Haupttrends in Deutschland, die sich gegenseitig be-

dingen, sind der Geburtenrückgang, die steigende Alterung und die daraus resultie-

rende abnehmende einheimische Bevölkerung. Diese Haupttrends lösen wiederum 

mit dem Zuwanderungsbedarf sowie der Änderung der Altersbeschäftigung zwei Fol-

getrends aus, durch die das ökonomische und demografische Niveau Deutschlands 

gesichert werden soll. 

Gegenwärtig leben in Deutschland ca. 82 Millionen Menschen, wobei in West-

deutschland die Bevölkerung seit dem Ende des 2. Weltkriegs kontinuierlich gestie-

gen ist.18 Gründe waren verschiedene Wachstumsschübe.19 Der erste Wachstums-

                                                 
17 Vgl. Witte/Moog (2000), S. 37. Zum Beispiel wiesen die Mitarbeiter der Commerzbank per 

31.12.2006 ein durchschnittliches Alter von 40,6 Jahren auf, vgl. Commerzbank (2007), S. 59. Ent-
sprechend trägt die Kreditwirtschaft zur Feststellung des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung bei, dass jedes zweite Unternehmen in Deutschland keine Arbeitnehmer mehr über 50 Jah-
ren beschäftigt, vgl. Koller (2003), S. 8-9.  

18 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 38. 
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schub erfolgte aufgrund zahlreicher Zuwanderungswellen nach dem Verlust des 

Krieges aus den ehemaligen Ostgebieten. Weitere Schübe stellten die zahlreichen 

Übersiedler aus der DDR dar, die vor dem Mauerbau nach Westdeutschland gingen 

sowie die angeworbenen Arbeitsmigranten aus Südeuropa.20 Diese Schübe implizier-

ten mit dem Geburtenhoch während des so genannten Babybooms in den späten 

50er- und frühen 60er Jahren einen weiteren Schub. Der vorerst letzte Schub erfolg-

te im letzten Jahrzehnt des vergangenen Jahrtausends und ist ausschließlich auf 

weitere Zuwanderungen zurückzuführen.21 

4.2 Sozio-demografische Haupttrends 

4.2.1 Geburtenrückgang und Alterung 

Die Fertilität, die durch die Größe „Lebendgeburten pro Frau“ bestimmt wird, ist in 

Deutschland seit Jahrzehnten im Sinken begriffen.22 Der Ausbau der sozialen Siche-

rungssysteme, der Rückgang der Anzahl reiner Familienbetriebe, die Höherqualifizie-

rung und Emanzipation der Frau sowie die Ausbreitung eines tendenziell hedonis-

tisch-anspruchsvollen Lebensstils führte und führt zu einer Minderung der ökonomi-

schen Bedeutung, die Eltern Kindern beimessen.23 Hinzu kommen Fortschritte auf 

dem Gebiet der Empfängnisverhütung, die dazu geführt hat, dass die Anzahl der un-

gewollten Schwangerschaften gesunken ist.24 

Seit dem Babyboom in den späten 50er- und frühen 60er-Jahren sinkt tendenziell die 

Zahl der Lebendgeborenen, wobei sich dieser Effekt selbst verstärkt. Brachten bei-

spielsweise im Jahr 1965 100 Frauen in ihrem Leben noch durchschnittlich 250 Kin-

der zur Welt, so sind es aktuell nur noch ca. 140 Kinder.25 Um jedoch den Bevölke-

                                                                                                                                                         
19 Vgl. Durth (2001), S. 877-878. 
20 Vgl. Dinkel/Lebock (1994), S. 29-33. 
21 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 20-25. 
22 Vgl. Münz/Ulrich (2000), S. 43-44. 
23 Untersuchungen zeigen zwar, dass Dreiviertel der kinderlosen Paare sich durchaus Kinder wün-

schen. Unklar bleibt allerdings, warum dieser Wunsch nicht verwirklicht wird. Sicherlich haben lange 
Ausbildungszeiten, Individualisierung, Berufsmöglichkeiten oder die Qualität einer Partnerschaft Ein-
flüsse auf die Kinderlosigkeit. Ein Hauptproblem scheint aber darin zu liegen, dass Kinder in der ak-
tuellen Debatte vor allem als ökonomischer Faktor (finanzielle Belastung der Familien, Bedeutung 
als Rentenzahler) nicht aber als Bereicherung des Lebens eine Rolle einnehmen, vgl. Klingholz 
(2004), S. 92. 

24 Vgl. Höpflinger (1997), S. 64-96. 
25 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 26-28. 
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rungsbestand zu halten, müssten 100 Frauen im Durchschnitt 208 Kinder zur Welt 

bringen.26 Die geringe Geburtenrate führt dazu, dass der Umfang jeder Kindergene-

ration um ca. ein Drittel im Vergleich zur jeweiligen Elterngeneration sinkt.27 Mithin 

sinkt auch die Anzahl der Schulabsolventen und damit der potenziellen Interessenten 

an einem Ausbildungsplatz.  

Die geringe Anzahl an Neugeborenen bedingt ebenfalls, dass die Gesamtbevölke-

rung im Schnitt immer älter wird.28 Dieser Trend wird durch die steigende Lebenser-

wartung verstärkt.29 So nahm die durchschnittliche Lebenserwartung der Frauen von 

1950 bis zum Jahr 1999 von ca. 68 Jahre auf 80,7 Jahre um 12 Jahre zu.30 Die Le-

benserwartung der Männer erhöhte sich im gleichen Zeitraum um ca. 10 Jahre auf 

knapp 75 Jahre.31 Das Statistische Bundesamt rechnet damit, dass bis zur Mitte die-

ses Jahrhunderts der Anteil der unter 20-Jährigen an der Gesamtbevölkerung von 

heute ca. 21 Prozent auf ca. 16 Prozent sinken wird, der Anteil der über 60-Jährigen 

von heute 23 Prozent auf 36 Prozent steigen wird und der Anteil der „mittleren Gene-

ration“, jener Altersgruppe der 20- bis 59-Jährigen, von derzeit ca. 56 Prozent auf 48 

Prozent sinken wird. Begleitet wird die tendenzielle relative Alterung mit einer absolut 

abnehmenden Gesamtbevölkerung.32 

Mit der steigenden Lebenserwartung wird beispielsweise die Zahl der über 80-

Jährigen erheblich zunehmen. Leben derzeit 3,2 Millionen dieser Altersgruppe in 

Deutschland, was einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von 4 Prozent entspricht, 

so wird damit gerechnet, dass der Anteil, bei weiter steigender Tendenz, im Jahr 

2010 bei gut 5 Prozent und im Jahr 2030 bereits bei knapp 8 Prozent liegen wird.33 

Die zunehmende Alterung führt auch zu einem Anstieg des Altersquotienten, der be-

sagt, wie viele Menschen im Erwerbsalter denen im Rentenalter gegenüber stehen. 

Im Jahr 2001 lag dieser Quotient bei 44, dies bedeutet, dass 100 Menschen im Er-

                                                 
26 Vgl. Geißler (2001), S. 115. 
27 Vgl. Geißler (2001), S. 115. 
28 So betitelte die Deutsche Bank Research prägnanterweise auch ein Kapitel eines Aufsatzes mit 

„Die Alte Welt macht ihrem Namen alle Ehre", vgl. Bräuniger et al. (2002), S. 8. 
29 Vgl. Curtler et al. (1990), S. 1-73. 
30 Vgl. Geißler (2001), S. 116. 
31 Vgl. Geißler (2001), S. 116. 
32 Vgl. Rürup (2001), S. 255. 
33 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 28-31. 
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werbsalter 44 Menschen im Rentenalter gegenüber standen.34 In Jahr 1995 lag der 

Altersquotient beispielsweise noch bei 37.35 Die Erhöhung folgt aus dem Aufrücken 

starker Geburtenjahrgänge in das Renten- und dem gleichzeitigen Hineinwachsen 

schwach besetzter Geburtenjahrgänge in das Erwerbsalter. Dies impliziert, dass im-

mer weniger junge Menschen in das Erwerbsalter rücken, dagegen immer mehr älte-

re Menschen das Erwerbsalter verlassen und in das Rentenalter überwechseln. Im 

Jahr 2030 wird mit einem Altersquotient von 71 und im Jahr 2050 mit einem von 78 

gerechnet.36 Gerade für die Alterssicherung ist das Verhältnis der Bevölkerung im 

Rentenalter, als Gruppe potenzieller Empfänger von Leistungen der Rentenversiche-

rung oder anderer Alterssicherungssysteme, wesentlich. 

4.2.2 Entwicklung der Bevölkerung und des Erwerbspersonenpotenzials 

Eine Abnahme der Wohnbevölkerung, d.h. die Gesamtzahl aller in Deutschland le-

benden Menschen unabhängig ihrer Nationalität, ist seit langem unbestritten.37 Rea-

listische Prognosen gehen davon aus, dass die Wohnbevölkerung Deutschlands als 

Folge der geringen Fertilität innerhalb der nächsten 50 Jahre von derzeit 82 Millionen 

auf 65 Millionen zurückgehen wird.38 Gleichwohl basieren diese Schätzungen auf 

Annahmen über Migrationsgewinne und -verluste sowie der Fertilität und der Mortali-

tät.39 Die Berechnung zukünftiger Wanderungsbewegungen ist jedoch schwer zu kal-

kulieren, da die Immigration von Ausländern und Aussiedlern von politischen und 

ökonomischen Entwicklungen in ihren jeweiligen Heimatländern beeinflusst wird.40 Es 

ist jedoch davon auszugehen, dass aufgrund des wirtschaftlichen Ost-West-Gefälles, 

der EU-Osterweiterung sowie von Liberalisierungstendenzen in Ost- und Südeuropa 

weitere Zuwanderungen erfolgen werden, die zumindest in quantitativer Sicht die 

                                                 
34 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 31. 
35 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 31. 
36 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 31. 
37 Vgl. Smeral (1990), S. 47. 
38 Vgl. Rürup (2001), S. 255. Bei dieser Prognose sind Zuwanderungen schon berücksichtigt. Das 

Statistische Bundesbank rechnet damit, dass die Bevölkerung Deutschlands ohne Zuwanderung auf 
59 Millionen im Jahr 2050 zurückgeht, vgl. Statistisches Bundesamt (2000), S. 18. 

39 Vgl. Bräuniger et al. (2002), S. 29-30. 
40 Vgl. Geißler (2000), S. 29-36. 
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Abwanderungen überkompensieren und so einen Migrationsgewinn entstehen lassen 

dürften.41 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist jedoch die Entwicklung des Arbeitskräfte- bezie-

hungsweise Erwerbspersonenpotenzials wichtiger als die Bevölkerungsentwicklung 

insgesamt, da sie Erwerbstätige und Erwerbslose sowie die Personen der so ge-

nannten „Stillen Reserve"42 und damit die Zahl der einer Volkswirtschaft potenziell 

zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte umfasst.43 

Das Erwerbspersonenpotenzial basiert auf den sich im Erwerbsalter befindlichen 

Personen, zu denen üblicherweise Personen im Alter zwischen 15 und 65 Jahren 

gezählt werden.44 Dazu gehören derzeit 55 Millionen von 82 Millionen Einwohnern 

Deutschlands, wobei nicht alle Personen im erwerbsfähigen Alter dem Arbeitsmarkt 

zur Verfügung stehen.45 Hierunter fallen primär Frauen, die sich für die Erziehung der 

Kinder und gegen einen bezahlten Arbeitsplatz entschieden haben, sowie Personen, 

die sich im vorgezogenen Altersruhestand befinden. So gab es in Deutschland im 

Jahr 2001 rund 40 Millionen Erwerbspersonen, die sich auf 36 Millionen Erwerbstäti-

ge und 4 Millionen Erwerbslose aufgeteilt haben.46 Die Relation wird als Erwerbsper-

sonenquote bezeichnet und beschreibt den Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung, 

der einer Arbeit nachgeht beziehungsweise eine Arbeitsstelle sucht und damit prinzi-

                                                 
41 Vgl. Kreilkamp (1995) S. 39. 
42 Zur Stillen Reserve gehören die so genannten entmutigten Arbeitskräfte. Zu entmutigten Arbeits-

kräften wird jener Personenkreis gezählt, der die aktive Arbeitssuche aufgegeben hat, weil er für 
sich am Arbeitsmarkt keine Chancen mehr sieht. Darüber hinaus zählen hierzu auch jene Personen, 
die sich in kurzfristigen Warteschleifen des Bildungs- und Ausbildungssystems oder in Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung befinden beziehungsweise diejenigen, die aus Arbeitsmarktgründen 
vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind. Die Einbeziehung der Stillen Reserve in das 
Konzept des Erwerbspersonenpotenzials ist insofern wichtig, da die Statistiken zur Erwerbstätigkeit 
beziehungsweise Arbeitslosigkeit nicht alle Bewegungen am Arbeitsmarkt erfassen. Deshalb wird im 
Konjunkturabschwung ein Teil derjenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren und sich nicht mehr „ar-
beitssuchend“ melden, nicht mehr statistisch erfasst. Dieser Teil ist nicht mehr erwerbstätig, wird 
aber auch nicht in der Arbeitslosenstatistik geführt. Dagegen kommen im Konjunkturaufschwung 
Personen in den Arbeitsprozess, die vorher nicht als arbeitslos registriert waren. Das IAB (Institut für 
Arbeitsmarkt und Berufsforschung) schätzt die Stille Reserve auf rund 2 Mio. Menschen, vgl. Fuchs 
(2002), S. 4-6. 

43 Vgl. Gräf (2003), S. 8. 
44 Die Begrenzung des Erwerbspersonenpotenzials auf den Personenkreis der 15- bis 65-Jährigen 

stellt zwar eine übliche Abgrenzung dar. Sie ist allerdings willkürlich, da beispielsweise mit Blick auf 
das tatsächliche Renteneintrittsalter durchaus auch die Begrenzung auf 16- bis 60-Jährige sinnvoll 
sein könnte. 

45 Vgl. Gräf (2003), S. 8. 
46 Vgl. Gräf (2003), S. 8. 
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piell dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht.47 Diese Quote beträgt in der Bundesre-

publik derzeit knapp 72 Prozent und verteilt sich auf 79 Prozent der männlichen und 

64 Prozent der weiblichen Bevölkerung.48 

Die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials wird bis zum Jahr 2015 in etwa pa-

rallel zur Gesamtbevölkerung verlaufen, um danach jedoch drastischer als diese ab-

zunehmen.49 Dies liegt daran, dass die geburtenstarken Jahrgänge der etwa von 

1955 bis 1970 Geborenen zwar in der Alterspyramide nach oben wandern, sich bis 

2015 aber noch im Erwerbsleben befinden.50 Nach 2015 gehen die so genannten 

„Babyboomer“ erwartungsgemäß peu à peu in Rente. Die Lücke, die sie reißen, kann 

durch die nachfolgenden geburtenschwachen Jahrgänge nicht mehr ausgeglichen 

werden. Das Erwerbspersonenpotenzial beginnt daher beschleunigt zu schrumpfen.51 

Ohne Zuwanderung und bei unveränderter Erwerbspersonenquote wird das Arbeits-

kräftepotenzial ab 2015 durchschnittlich um gut 1 ¼ Prozent p.a. abnehmen und 

2050 nur noch 24 Mio. Menschen (-16 Mio. gegenüber 2002) betragen.52 Dabei er-

reicht der Rückgang etwa 2030 mit gut 1 ¾ Prozent p.a. seinen Höhepunkt, um sich 

danach zu verlangsamen, weil die geburtenstärksten Babyboomer-Jahrgänge dann 

in Rente sind, und wieder parallel zur Entwicklung der Gesamtbevölkerung zu verlau-

fen.53  

4.3 Folgewirkungen der sozio-demografischen Haupttrends 

4.3.1 Einwanderung 

Eine Möglichkeit, dem abnehmenden Erwerbspotenzial entgegenzuwirken, ist eine 

Forcierung der Einwanderung (Migration), worunter allgemein eine Wohnsitzverände-

rung natürlicher Personen über Staatengrenzen hinweg bezeichnet wird. Seit Ende 

der 1960er Jahre weist Deutschland aufgrund eines positiven Saldos (mehr Zuzüge 

                                                 
47 Vgl. Gräf (2003), S. 9. 
48 Vgl. Gräf (2003), S. 9. 
49 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 28-29. 
50 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003), S. 30. 
51 Welche Auswirkungen die demografische Entwicklung impliziert, zeigt u.a. die Krise der staatlichen 

Finanzhaushalte. So wurde beispielsweise im September 2003 die Kreditwürdigkeit des Bundeslan-
des Sachsen-Anhalt von der Rating Agentur Standard & Poor´s erstmals explizit auch aus demogra-
fischen Gründen herabgestuft, vgl. Klingholz (2004), S. 91. 

52 Vgl. Gräf (2003), S. 9. 
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als Abzüge) Wanderungsgewinne auf, selbst wenn Deutschland sich lange Zeit nicht 

als Einwanderungsland gesehen hat.  

So genannte Spätaussiedler außer Acht lassend lässt sich die Zuwanderung nach 

Deutschland in drei Phasen untergliedern. Die erste Phase erfolgte während des 

Wirtschaftswunders als Anwerbungsphase zwischen den Jahren 1955 und 1973.54 

Mit vielen Staaten wurden spezielle Einwanderungsabkommen geschlossen und die 

Zahl der in der Bundesrepublik lebenden Ausländer stieg von knapp 700.000 (1,2 

Prozent der Bevölkerung) auf vier Millionen (6,4 Prozent der Bevölkerung). Aufgrund 

der Ölkrise und einer langsam steigenden Arbeitslosigkeit verhängte die Bundesre-

gierung 1973 einen Einwanderungsstopp. Dieser führte zu einer zweiten Phase, die 

durch Konsolidierung geprägt war (1973-1980). Sie ist durch erste Integrationsversu-

che, Familiennachzug und hohe Fertilität der als Gastarbeiter bezeichneten Bevölke-

rung gekennzeichnet.55 So stieg der Anteil der Ausländer auf 4,5 Millionen, was un-

gefähr 7,2 Prozent der bundesrepublikanischen Gesamtbevölkerung entsprach.56 

Man erkannte, dass der Begriff „Gastarbeiter“ falsch war, da die Menschen dauerhaft 

bleiben wollten und nicht innerhalb eines ursprünglich gedachten Rotationsprinzips 

nach kurzer Zeit durch neue Arbeitskräfte ersetzt wurden.57 „Man hat Arbeitskräfte 

gerufen und es kommen Menschen“, dieser Frisch zugesprochene Satz charakteri-

siert am besten die damalige Situation.58  

Die dritte und bis heute andauernde Phase begann 1980. Diese Zeit ist geprägt von 

der Attraktivität Deutschlands als Asylland für Flüchtlinge aus aller Welt. So stieg die 

ausländische Bevölkerung von 4,5 Millionen in 1980 auf 7,3 Millionen im Jahr 2000, 

was 8,9 Prozent der Gesamtbevölkerung ausmacht; hinzu kommt ca. eine Million 

                                                                                                                                                         
53 Vgl. Statistisches Bundesamt (2002), S. 85-110. 
54 Diesbezüglich wurden bilaterale Abkommen mit Ländern getroffen, um die Einwanderung zu regeln. 

Das erste Abkommen wurde mit Italien 1955 getroffen, danach folgten Spanien (1960), Griechen-
land (1960), Türkei (1961), Marokko (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien 
(1968). 

55 Vgl. Münz/Ulrich (2000), S. 23-28. 
56 Vgl. Geißler (2001), S. 118. 
57 Vgl. Santel/ Weber (2000), S. 128-135. 
58 Frisch (1965), S. 7. 
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Angehörige ethnischer Minderheiten, die die deutsche Staatsbürgerschaft erworben 

haben.59  

Seit 1950 lagen die Nettozuwanderungen durchschnittlich bei jährlich knapp 200.000 

Personen.60 Die Wohlfahrtsgewinne der Migration hängen entscheidend von der 

Struktur der zugewanderten Arbeitskräfte ab, so dass beachtet werden muss, ob die 

Zuwanderer über das gleiche oder etwa ein besseres Ausbildungsniveau als die in-

ländischen Arbeitskräfte verfügen.61 Nur dann können Zuwanderer den Rückgang 

des Erwerbspersonenpotenzials ausgleichen. Dies gilt insbesondere vor dem Hinter-

grund der Tertiärisierung der Wirtschaft, die durch eine Zunahme der Qualifikations-

anforderungen der Beschäftigten geprägt ist. Derzeit bewegt sich das Qualifikations-

niveau62 von Zuwanderern deutlich unter dem Niveau der einheimischen Bevölke-

rung, was u.a. auf die eher restriktive und nicht an ökonomischen Kriterien orientierte 

Zuwanderungspolitik Deutschlands zurückzuführen ist.63 So ist zwar der Anteil des 

Familiennachzugs und der Asylsuchenden an der Gesamtzuwanderung gestiegen, 

während die ökonomische Komponente, die während der Gastarbeiteranwerbung 

noch im Vordergrund stand, eher in den Hintergrund gerückt ist.64 Bedingt durch die 

Migration verläuft der Alterungsprozess der Gesellschaft allerdings gedämpfter, da 

es sich bei den Zuwanderern überwiegend um jüngere Personen handelt. Bei netto 

rund 200.000 Zuwanderern p.a. nimmt das Durchschnittsalter bis 2050 lediglich von 

42 auf 48 ¾ Jahre zu, ohne Migration würde es auf etwas mehr als 50 Jahre anstei-

gen.65  

                                                 
59 Vgl. Geißler (2001), S. 118-119. 
60 Vgl. Bräuniger et al. (2002), S. 14. 
61 Vgl. Engelken (2004), S. 5. 
62 Allein die Zahl der Einwanderer kann die Lücke, die der (deutsche) Geburtenrückgang bewirkt, nicht 

lösen. Seit Ende der 1980er Jahre tragen die Zuwanderer nicht zu einer Sanierung, sondern zu ei-
ner Belastung der Sozialkassen bei, da der Anteil der Erwerbstätigen unter den Ausländern deutlich 
gesunken ist. So ist beispielsweise die Arbeitslosigkeit unter Ausländern doppelt so hoch wie unter 
der deutschen Bevölkerung. Darüber hinaus erfolgt in vielen Fällen keine Assimilation. Junge 
Migranten der dritten Generation sprechen im Schnitt schlechter Deutsch als jene der zweiten, vgl. 
Klingholz (2004), S. 93. 

63 Vgl. Hinte/Zimmermann (2003), S. 36-58. 
64 Vgl. Hinte/Zimmermann (2003), S. 36-58. 
65 Vgl. Oberndörfer (2000), S. 206-216. 
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4.3.2 Zur Ausschöpfung des Erwerbspersonenpotenzials  

Die Erwerbspersonenquote ist zwar in Deutschland in der letzten Dekade merklich 

gestiegen, im internationalen Vergleich liegt sie allerdings mit 79 Prozent bei Män-

nern und rund 64 Prozent bei Frauen immer noch unter dem Durchschnitt.66 Die Ur-

sache dafür, dass es anderen Ländern offenbar gelingt, ihr jeweiliges Erwerbsperso-

nenpotenzial besser auszuschöpfen, liegt darin begründet, dass dort stärkere An-

reizmechanismen für die Aufnahme beziehungsweise Beibehaltung einer Beschäfti-

gung bestehen.67  

Die Möglichkeiten zur Ausweitung der Erwerbspersonenquote bestehen nicht gleich-

artig in allen Altersschichten, da die Quote in den Altersschichten und je nach Ge-

schlecht differiert: So ist für Deutschland zu konstatieren, dass sich die Quote bei 

den 25- bis 54-jährigen Männern (ca. 94 Prozent) bereits schon am oberen Ende des 

Möglichen bewegt.68 Die Erwerbspersonenquote bei den 25- bis 54-jährigen Frauen 

betrug im Jahr 2001 gut 78 Prozent.69 Die Möglichkeiten zur Steigerung werden ak-

tuell zwar diskutiert, wobei jedoch stets die Frage zu stellen ist, ob dies auch gesell-

schaftlich wünschenswert ist. Sicherlich wäre eine Anhebung der Erwerbsquote die-

ser Gruppe etwa auf das Niveau der Männer aus demografischer Sicht kontraproduk-

tiv, solange nicht ausreichend qualifizierte Betreuungsmodelle für Kinder existieren 

und solange nicht Arbeitsplätze derart umgestaltet werden, dass Familie und Beruf 

besser miteinander vereinbar sind. Unabhängig davon besteht in Deutschland kein 

gesellschaftlicher Konsens, ob eine generelle Ganztagsbetreuung von Kleinkindern 

außerhalb eines Familienverbunds angestrebt werden sollte, zumal umstritten ist, ob 

diese zu entwicklungspsychologischen Defiziten führt.70 

                                                 
66 Vgl. OECD (2002), S. 17. 
67 In der Schweiz stehen beispielsweise fast 90 Prozent der Männer sowie 73 Prozent der Frauen dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung, vgl. Gräf (2003), S. 17. 
68 Die Erwerbspersonenquote in diesem Bereich liegt in Deutschland damit nur leicht unter der 

schweizerischen Quote, die mit ca. 96 Prozent die höchste in Europa ist und innerhalb der Gruppe 
der Industrieländer nur noch von Japan leicht übertroffen wird. Selbst die amerikanische Quote liegt 
in dieser Altersklasse unter der deutschen, vgl. Gräf (2003), S. 17. 

69 In der Schweiz betrug die Erwerbsquote in dieser Altersgruppe gut 79 Prozent und in den USA ca. 
76,4 Prozent, vgl. Gräf (2003), S. 17. 

70 Mittlerweile überwiegt die durch Untersuchungen gestützte Auffassung, dass eine frühzeitige 
Betreuung von Kleinkindern durch Dritte nicht zu Entwicklungsstörungen führt, Probleme allerdings 
bei ständig wechselnden Bezugspersonen (also etwa bei der Betreuung in sehr großen Einrichtun-
gen) gehäuft auftreten, vgl. z.B. Bruer (2003), S. 233 und Kasten (2003), S. 6.  
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Eindeutige Potenziale bestehen in Deutschland hingegen in Bezug auf die Erhöhung 

der Erwerbspersonenquote in der Gruppe der 55- bis 64-Jährigen. So waren im Jahr 

2001 nur ca. 41 Prozent der 55- bis 64-Jährigen beschäftigt, was deutlich unter dem 

OECD-Durchschnitt von knapp 51 Prozent lag.71 Auch nach den jüngsten Zahlen liegt 

Deutschland im europäischen Vergleich nur im Mittelfeld (vgl. Abb. 1). 

                                                 
71 Vgl. OECD (2002), S. 18. 
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Abbildung 1:  Beschäftigungsquote älterer Erwerbstätiger in ausgewählten Ländern Europas 
zwischen 55 und 64 Jahren (Stand 2006)72 

 *) prognostiziert **) Stand 2005 
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Die Ursache dafür, dass die Alterserwerbspersonenquoten in Schweden und in der 

Schweiz in Europa am höchsten sind, liegt darin, dass in diesen Ländern Vollbe-

schäftigung herrscht und Frühverrentungsanreize nahezu gänzlich fehlen. In 

                                                 
72 Datenquelle: Eurostat (2007). 
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Deutschland beträgt dagegen das tatsächliche durchschnittliche Alter bei Rentenbe-

ginn − bei einem gesetzlichen Renteneintrittsalter von 65 Jahren − lediglich rund 60 

Jahre.73  

Festzuhalten ist daher, dass in diesem Bereich in Deutschland ein erheblicher be-

schäftigungspolitischer Reformbedarf besteht. Aufgrund der absehbaren Probleme 

der Bevölkerungs- beziehungsweise Erwerbsentwicklung ist eine Erhöhung des Ren-

teneintrittsalters bzw. der Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer nicht nur aufgrund der 

steigenden Rentenlasten und der damit verbundenen drohenden Schwierigkeiten 

des Rentensystems zwingend erforderlich, sondern stellt ein geeignetes Mittel dar, 

um Wirtschaftswachstum in Deutschland zu sichern beziehungsweise die demogra-

fisch bedingte Abschwächung zumindest teilweise zu kompensieren. Neben der mitt-

lerweile beschlossenen stufenweisen Heraufsetzung des gesetzlichen Rentenein-

trittsalters und dem Abbau von Frühverrentungsanreizen kommt es in diesem Zu-

sammenhang entscheidend darauf an, in den Unternehmen die Voraussetzungen 

dafür zu schaffen, dass ältere Arbeitnehmer auch de facto länger am Erwerbsleben 

teilnehmen können. Personalwirtschaftliche Ansatzpunkte für eine Verlängerung der 

Lebensarbeitszeit sind unter anderem die Verbesserung der Qualifikationen älterer 

Arbeitnehmer und die Förderung altersgerechter Arbeitsplätze.74 

4.4 Marktpolitische Herausforderungen als Folge der sozio-
demografischen Entwicklungen 

Geburtenrückgang, steigende Lebenserwartung mit der Folge der demografischen 

Alterung, aber auch diskontinuierliche Erwerbsbiografien führen zu zahlreichen Prob-

lemen innerhalb der deutschen Gesellschaft. Besonders betroffen ist der Bereich der 

sozialen Sicherungssysteme, da das bisherige Prinzip des Generationenvertrags, bei 

dem die Rentenzahlungen durch Beitragszahlungen der Erwerbstätigen aufgebracht 

werden, als Folge der demographischen Entwicklungen und der damit verknüpften 

Verschiebung der Relation zwischen Rentenempfängern und Beitragszahlern ins 

Wanken gerät: Entfielen 1950 auf einen Rentner über 60 Jahren vier Personen im 

erwerbsfähigen Alter von 20 bis 60 Jahren, so sank dieser Wert, trotz der Einwande-

rung auf weniger als drei und wird in Zukunft auf unter 2 sinken. 

                                                 
73 Vgl. Koller (2003), S. 14. 
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Der größer werdende Anteil älterer Menschen sorgt nicht nur für steigende Kosten im 

Gesundheitswesen, sondern verstärkt auch die Notwendigkeit zur privaten Altersvor-

sorge, um die Lücken in der gesetzlichen Alterssicherung auszugleichen. Dement-

sprechend gewinnt die Vermittlung von Produkten der privaten Altersvorsorge zu-

nehmend an Bedeutung, wobei Banken und Sparkassen in diesem Bereich in Kon-

kurrenz mit Versicherungen und Finanzdienstleistern stehen.  

Für den Vertrieb von Dienstleistungen im Bereich der privaten Altersvorsorge nicht 

nur für junge Kunden, sondern auch allgemein zur Betreuung einer im Durchschnitt 

älter werdenden Kundschaft, die sich zudem länger aktiv am Wirtschaftsleben betei-

ligt, benötigen Kreditinstitute geeignete Mitarbeiter. Zu beachten bleibt dabei, dass 

ältere Menschen vielfach gerade bei Beratungsleistungen die Betreuung durch „ge-

standene“ Bankmitarbeiter gegenüber jungen Mitarbeitern vorziehen.75 Ältere Kunden 

wünschen sich zudem eine Kontinuität in der Beratung, die sich zumeist in einem 

festen Ansprechpartner manifestiert. Sie führen seltener Bankgeschäfte per Internet 

durch und wünschen sich eine Beratung in einer Filiale. Allerdings wurden in den 

letzten Jahren viele Filialen geschlossen und verstärkt jüngere Bankmitarbeiter ein-

gesetzt, die häufig binnen Jahresfrist ihren Arbeitsplatz innerhalb des Kreditinstituts 

wechseln. Eine Kontinuität des Ansprechpartners ist jedoch Voraussetzung zur Ver-

trauensbildung und damit auch zur Tätigung finanzieller Geschäfte seitens der Kun-

den.76 Dementsprechend führten die o.a. Entwicklungen im Personalbestand und 

allgemein im Vertriebssystem dazu, dass Kreditinstitute zunehmend weniger in der 

Lage sind, diesen Betreuungsanforderungen der älteren Kundschaft vollständig zu 

entsprechen. Dies ist insofern bedeutsam, als ältere Bankkunden im Durchschnitt 

über deutlich höhere Vermögen verfügen als jüngere. Dabei sprechen ältere Kunden 

häufig lieber mit älteren Bankmitarbeitern über ihre finanziellen Angelegenheiten, da 

sie sich von diesen besser verstanden wissen.  

                                                                                                                                                         
74 Vgl. Bräuniger et al. (2002), S. 11. 
75 So erzielen britische Banken signifikante Vertriebserfolge durch den bewussten Einsatz älterer Mit-

arbeiter, vgl. Maitland (2002), S. 9. 
76 Vgl. Möllering (2002), S. 84-85. 
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5 Herausforderungen für die künftige Personalplanung in 
Kreditinstituten 

5.1 Zur Bedeutung der Beschäftigung von älteren Mitarbeitern 

Aus den dargestellten Entwicklungen ergibt sich in mehrfacher Hinsicht Handlungs-

bedarf für die Personalwirtschaft in Banken: 

Die Altersstruktur in der Kreditwirtschaft wird sich zukünftig deutlich verändern. Auch 

als Folge der zahlreichen Pressemeldungen zu Personalabbaumaßnahmen sind 

Kreditinstitute im Gegensatz etwa zu den 1980er Jahren weder für Schulabgänger 

noch für Hochschulabsolventen mehr die erste Wahl als Arbeitgeber. Entsprechend 

ist bereits jetzt ein sinkendes Niveau der Berufeinsteiger zu konstatieren und zudem 

bleiben Ausbildungs- und Traineeplätze mangels ausreichend qualifizierter Bewerber 

unbesetzt. Auch aus diesem Grund werden Kreditinstitute nicht umhin kommen, gut 

ausgebildete Arbeitnehmer wieder länger an das Unternehmen zu binden.  

Gleichzeitig erhöhen sich hierdurch auch die Anforderungen an Führungskräfte in 

den Kreditinstituten. Denn immer häufiger wird die betriebliche Realität so aussehen, 

dass jüngere Führungskräfte zum Teil erheblich ältere Mitarbeiter führen werden. Die 

Anforderungen an die Sozialkompetenz der Führungskräfte und an ihr Repertoire an 

Führungsstilen werden damit größer.77 

Aufgrund der veränderten Alterstruktur der Kundschaft müssen jüngere Mitarbeiter 

durch entsprechende Ausbildungskonzepte dazu befähigt werden mit älteren Kunden 

umzugehen. Häufig schaffen ältere Mitarbeiter dieses aufgrund ihrer persönlichen 

Lebenslage besser als jüngere Kollegen.  

5.2 Sicherung der Employability als einzelwirtschaftliches Ziel 

Banken und Sparkassen als fest gefügte Einheiten lösen sich zunehmend auf, da 

flexible projekt- und netzwerkartig gebildete Strukturen starre Aufbauorganisationen 

ersetzen. Arbeit wird in der Folge immer weniger zeit- und ortsgebunden erbracht 

und die Bedeutung von Stammbelegschaften geht zugunsten von Randbelegschaf-

                                                 
77 Vgl. Rumpf (2004), S. 13. 
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ten zurück.78 Der zunehmende Technologieeinsatz wird zu einer weiteren Reduzie-

rung von Routinetätigkeiten mit breiter Qualifikationsbasis führen und trägt vor dem 

Hintergrund der Veränderungen im Wettbewerbsumfeld der Banken dazu bei, dass 

von Mitarbeitern in der Kreditwirtschaft ein hohes Maß an Selbstverantwortung, Fle-

xibilität und Kreativität gefordert wird.79 Aus diesem Grund werden sich Mitarbeiter 

zukünftig verstärkt selbst um ihre „Employability“ (Beschäftigungsfähigkeit) zu küm-

mern haben und nicht mehr als rein Erwerbstätiger agieren, sondern in der Rolle des 

„Arbeitskraftunternehmers“ beziehungsweise als Unternehmer der eigenen Arbeits-

kraft tätig werden.80 Hierbei sollten sie allerdings von allen weiteren Trägern der Per-

sonalentwicklung in Kreditinstituten unterstützt werden. 

„Employability“ bezeichnet vorrangig die Aufgabe, die Arbeitsmarktfähigkeit der Ar-

beitnehmer zu erhalten oder herzustellen.81 Hierbei hat der Einzelne sicherzustellen, 

dass er über die von ihm verlangte Flexibilität und Mobilität sowie die jeweils gefor-

derten Qualifikationen und Kompetenzen verfügt.82 Die Beschäftigungsfähigkeit kann 

demnach als Fähigkeit einer Person, unter Berücksichtigung der Interaktion zwischen 

persönlichen Eigenschaften und dem Arbeitsmarkt, eine Beschäftigung zu finden, 

verstanden werden. Hierbei gilt, dass die Sicherung der Beschäftigung von Mitarbei-

tern nur dann gelingen kann, wenn Mitarbeiter durch ihre Beteiligung an Qualifizie-

rungs- und Fördermaßnahmen eine Einsetzbarkeit selbst verantworten.83  

Als Voraussetzung für die Employability gilt, dass der Einzelne sein Fachwissen auf 

dem neuesten Stand hält, mit Veränderungen umgehen kann und bereit ist, seine 

                                                 
78 Stellvertretend für diesen Wandel der Beschäftigungsform ist die Zunahme von befristeten Anstel-

lungsverträgen, Projektaufträgen sowie von Teilzeit- und Telearbeit. Als Folge dieser flexibleren Be-
schäftigungsverhältnisse werden berufliche Biografien häufig nicht mehr linear verlaufen, sondern in 
stärkerem Maße Brüche, Wechsel, Umwege und Auszeiten aufweisen, vgl. Speck (2004), S. 31. 

79 Mit dem Wandel der Arbeitsanforderungen geht aber auch ein Wandel der Arbeitseinstellung einher 
und setzt diesen sogar voraus. Die Arbeit wird nicht länger reiner Selbstzweck oder gar ein bloßes 
Mittel zur Existenzsicherung bleiben, sondern sie wird vielmehr als Instrument der Selbstentfaltung 
und Selbstverwirklichung in den Vordergrund treten. 

80 Vgl. Cisek (2001), S. 47. In diesem Zusammenhang fällt auch der Begriff des „Selbstunternehmers“, 
vgl. Fischer/Steffens-Duch (2000), S. 336. 

81 Vgl. Steffens-Duch/Fischer (2000), S. 336. 
82 Vgl. Plath (2000), S 585. 
83 Vgl. Fischer/Steffens-Duch (2003), S. 27. Dies impliziert gleichzeitig eine finanzielle Beteiligung an 

Maßnahmen der persönlichen Entwicklung beispielsweise durch die Opferung von Freizeit. Spar-
kassenmitarbeiter müssen demnach aktiv zur Erhaltung ihrer Beschäftigungsfähigkeit beitragen, vgl. 
Becker (1999), S. 418. 
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Fähigkeit, mit Menschen umzugehen, kontinuierlich zu verbessern.84 Da die lebens-

lange Arbeitsplatzsicherheit auch in der Kreditwirtschaft nicht mehr garantiert werden 

kann, sollte es Ziel der Personalwirtschaft in Kreditinstituten sein, den Wandel so 

menschlich wie möglich zu gestalten“.85  

5.3 Die Selbst-GmbH als Konzept der Personalpolitik 

Viele Kreditinstitute sehen in der so genannten „Selbst-GmbH“ ein geeignetes In-

strument zur Steigerung der Employability. Sinnbildlich gründet dabei jeder Mensch 

eine Selbst-GmbH und versteht sich als Unternehmer in eigener Sache.86 Existenz-

grundlage ist die persönliche Verantwortung, die der einzelne Mensch seinem Le-

bensweg und seiner Arbeit gegenüber übernimmt. Selbst-Unternehmer zeichnen sich 

durch Eigenständigkeit, Eigenbestimmtheit, Eigenverantwortung und Eigeninitiative 

sowie durch die Bereitschaft aus, den Erfolg für ihre Selbst-GmbH und damit auch für 

das Kreditinstitut zu maximieren.87 Die Idee der Selbst-GmbH wird zusammenfas-

send von zwei Komponenten maßgeblich bestimmt: die Entwicklung der Selbst-

Unternehmer und die klare Orientierung an den Bedürfnissen der Bankkunden. Da-

durch soll die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer gesichert werden und 

gleichzeitig zur Produktivitäts- und Effizienzsteigerung des beteiligten Kreditinstituts 

beitragen.88 

Ein Ziel der Personalentwicklung in Kreditinstituten ist somit, die Verantwortung des 

einzelnen Menschen für seine Entwicklung, seine Leistung, seine Fähigkeiten und 

seine Kompetenzen herauszustellen. Die Mitarbeiter sollen sich als Unternehmer 

ihrer eigenen Arbeitskraft begreifen, um auf dem Arbeitsmarkt wettbewerbsfähig zu 

bleiben. Dabei gehen Arbeitnehmer und Arbeitgeber eine Verpflichtung auf Gegen-

seitigkeit ein. Auf der einen Seite bringen Mitarbeiter ihre unternehmerische Kompe-

tenz ein und auf der anderen Seite sorgen die Unternehmen dafür, alle möglichen 

Freiräume und Maßnahmen anzubieten, die dafür benötigt werden. 

                                                 
84 Vgl. Speck (2004), S. 30. 
85 Prägnant hierzu: „Wenn schon eine Arbeitsplatz- oder Beschäftigungssicherheit nicht mehr garan-

tiert werden kann müssen wir wenigstens die Beschäftigungsfähigkeit (employability) wahren.“ Fi-
scher/Steffens-Duch (2000), S. 337. 

86 Vgl. Fischer (1999), S. 329-330. 
87 Vgl. Armbruster/Kieser (2003), S. 152-154. 
88 Vgl. Fischer (1999), S. 330. 
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Derartige Veränderungen sind für die betroffenen Parteien nicht immer folgenlos. 

Zumeist wird unterstellt, dass bessere Chancen in der veränderten Lebens- und Ar-

beitswelt bestehen. Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, dass solche Entwick-

lungen immer auch mit beträchtlichen Risiken und Gefahren verbunden sein können, 

die aus Überforderung, Kontrollverlust, Unsicherheit, Ungewissheit, Angst, Stress 

etc. erwachsen.89 Insofern sollte auch stets das Gesamtwohl eines Mitarbeiters im 

Sinne einer „Work-Life-Balance" im Mittelpunkt stehen.90 Denn langfristig beschäfti-

gungsfähig ist i.d.R. nur der Mitarbeiter, der auch über ein intaktes Privat- und Fami-

lienleben verfügt.91 

Im Rahmen einer antizipativen Personalentwicklung ist also jeder Mitarbeiter zuvor-

derst selbst für seine Beschäftigungsfähigkeit verantwortlich. Neben dieser Eigen-

verantwortlichkeit sind aber auch alle weiteren Träger der Personalentwicklung in 

Sparkassen gefordert, den Mitarbeiter bei dem Erhalt beziehungsweise dem Ausbau 

seiner Employability zu unterstützen. 

5.4 Weiterbildung als Kernbestandteil zur Sicherung der Employability 
älterer Arbeiternehmer 

Der Begriff Weiterbildung als so genannter vierter Bildungsbereich92 wird in Anleh-

nung an den Deutschen Bildungsrat als „Fortsetzung oder Wiederaufnahme organi-

sierten Lernens nach Abschluss einer unterschiedlich ausgedehnten ersten Bil-

dungsphase bestimmt“93. Die Weiterbildung kann am Arbeitsplatz (on the job) oder 

außerhalb des Arbeitsplatzes in externen Bildungsveranstaltungen oder in Inhouse-

Schulungen (off the job) stattfinden.94 Weiterbildung „on the job“ umfasst die direkten 

Maßnahmen am Arbeitsplatz wie z.B. den planmäßigen Arbeitswechsel, Sonderauf-

                                                 
89 Vgl. Plath (2000), S. 583. 
90 Vgl. Hunziger (2003), S. 55. 
91 Vgl. Schweickhardt (2000), S. 54. 
92 In den 1970er Jahren wurde Weiterbildung als Bereich definiert, der „neben dem Elementar- und 

Primärbereich (= Kindergarten und Vor- beziehungsweise Grundschule), dem Sekundarbereich (= 
weiterführende Schulen) und dem dritten Bereich (= Berufsschulen und Hochschulbildung) eine 
gleichwertige Rolle einnimmt", Döring/Ritter-Mamczek (1999), S. 95. 

93 Deutscher Bildungsrat (1972), S. 197. Diese erste Bildungsphase umfasst im Regelfall die zuvor 
genannten drei Bildungsbereiche.  

94 Vgl. Mentzel (1997), S. 172-173. 
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gaben oder Strategie-Workshops.95 Im Mittelpunkt steht hier der Transfer von Erfah-

rungs- und Strategiewissen.96 Bei der Weiterbildung „off the job“, die eine räumliche, 

zeitliche und inhaltliche Distanz zum Arbeitsplatz aufweist, steht in der Regel der 

Transfer von normativem Wissen im Vordergrund.97  

Die Weiterbildung ist insbesondere aufgrund des Strukturwandels essentiell und stellt 

eine geeignete Möglichkeit dar, um den Herausforderungen des verschärften Wett-

bewerbs zu begegnen. Insbesondere kann hierdurch die Problematik der Halbwert-

zeit des Wissens (über-)kompensiert werden. Unter diesen Vorzeichen sind sowohl 

die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer („employability“) als auch die Anpas-

sungsfähigkeit der Kreditinstitute („adaptability“)98 zu verbessern, da eine solide Aus-

bildung keine ein für alle Mal gesicherte Berufsperspektive mehr garantiert.99 Aus 

diesem Grund ist die Flexibilität der Mitarbeiter am Arbeitsplatz, die überwiegend 

durch Eigeninitiative und Selbstverantwortung geprägt sein sollte, unumgänglich.100 

Es muss im Sinne eines jeden Mitarbeiters sein, über die Kompetenzen zu verfügen, 

die ihn als Arbeitnehmer für den Arbeitsmarkt interessant machen. Kreditinstitute 

müssen zum einen über Mitarbeiter verfügen, die arbeitsmarktfähig sind. Zum ande-

ren kann sich ein Institut aber auch dadurch profilieren, wenn es bekannt dafür ist, 

über gutes Personal zu verfügen. Selbst die Gefahr einer erhöhten Abwerbung der 

Mitarbeiter durch Konkurrenten kann für ein Kreditinstitut positiv gesehen werden, da 

durch die Reputation des Betriebs als Karrieresprungbrett neue talentierte und ambi-

tionierte Mitarbeiter rekrutiert werden können.101 Unter anderem aus diesem Grund 

sollte die Weiterbildung ein wesentlicher Bestandteil des Betriebes sein. Dabei beein-

flusst das individuelle Weiterbildungsverhalten die Realisierung der betrieblichen As-

pekte und ist von großer Bedeutung für ein Kreditinstitut. Schließlich ist eine aufein-

ander abgestimmte Planung und Organisation der Weiterbildungsaktivitäten unum-

                                                 
95 Vgl. Scholz (2000), S. 510.  
96 Vgl. Meier (1995), S. 96. 
97 Vgl. Güldenberg (2001), S. 289.  
98 Die Anpassungsfähigkeit ist Teil der Arbeitgeberfähigkeit. 
99 Vgl. Honegger (2001), S. 50. 
100 Vgl. Wunderer/Dick (2000), S. 35. 
101 Gerade dieser Zusammenhang macht beispielsweise Unternehmensberatungsgesellschaften zu 

attraktiven Arbeitgebern für Hochschulabsolventen. In den seltensten Fällen verbleiben Hoch-
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gänglich, damit diese individuellen Nutzen stiften kann und sich darüber hinaus, im 

Sinne einer so genannten organisationalen Intelligenz, positiv auf den Unterneh-

menserfolg auswirkt.  

Ältere Arbeitnehmer beteiligen sich in einem geringeren Umfang an Weiterbildungs-

aktivitäten als jüngere Mitarbeiter,102 wofür drei Begründungen herangezogen werden 

können: Zum einen ist das Know-how älterer Arbeitnehmer in vielerlei Hinsicht grö-

ßer und es bedarf geringerer Weiterbildungsaktivitäten. Zum anderen sind ältere Ar-

beitnehmer in Unternehmen unterrepräsentiert, so dass per se ältere Arbeitnehmer in 

geringerem Umfang an Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen, da sie nicht mehr in 

der Unternehmung existent sind. Darüber hinaus werden nur in den seltensten Fällen 

spezielle Weiterbildungsformen für ältere Arbeitnehmer angeboten, so dass häufig 

eine gewisse Scheu unter dieser Arbeitsgruppe auszumachen ist, sich an solchen 

Maßnahmen aktiv zu beteiligen.103 Erschwerend kommt hinzu, dass ältere Mitarbeiter 

im Regelfall über eine geringere formale Ausgangsqualifikation verfügen und auf-

grund mangelnder Weiterbildungsaktivitäten vielfach keine Anpassung an die aktuel-

len Qualifikationsstandards erfolgt.104 Gerade unter Berücksichtigung der abnehmen-

den Halbwertzeit des Wissens besteht somit ein Dequalifizierungsrisiko. 

Dabei weisen andererseits viele ältere Arbeitnehmer Fähigkeiten auf, die sie gegen-

über jüngeren Beschäftigten auszeichnen. Diese Fähigkeiten stellen eine zu wertvol-

le Ressource dar, als dass sie externalisiert werden sollten.105 Gerade profundes Er-

fahrungswissen und ausgeprägte soziale und kommunikative Kompetenzen aufgrund 

ihrer größeren Arbeits- und Lebenserfahrung sind Potenziale, die es für Kreditinstitu-

te zu nutzen gilt, denn zukünftig müssen die Aufgaben bedingt durch den demografi-

schen Strukturwandel von einer im Durchschnitt älteren Belegschaft bewältigt wer-

den.106 Eine antizipative Personalpolitik muss sich deshalb unabhängig von all jenen 

Kriterien, die prinzipiell für eine Beschäftigung älterer Arbeitnehmer sprechen, Ge-

                                                                                                                                                         
schulabsolventen länger als vier Jahre in einer Unternehmensberatungsgesellschaft, da sie häufig 
attraktive Angebote anderer Arbeitgeber erhalten, die sie dann wahrnehmen. 

102 Vgl. Kuwan (1996), S. 70-83. 
103 Vgl. Haferbier/von Scheidt (2002), S. 78. 
104 Vgl. Kröll/Brinkmann (1999), S. 277. 
105 Vgl. Friedrich et al. (2002), S. 52-53. 
106 Vgl. Müller (2003), S. 48. 
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danken darüber machen, wie eine erwerbslebenslange Kompetenzentwicklung für 

ihre Mitarbeiter zu gewährleisten ist.107 Deshalb müssen Weiterbildungsprozesse on- 

und off-the-job altersspezifische Lernstrategien und Lernformen berücksichtigen.108 

Flankierend sind alternative Laufbahn- oder Karrieremuster zu entwickeln und „die 

Gestaltung der Arbeitsplätze und -inhalte unter den Aspekten der Wissensvermittlung 

und des Kompetenzaufbaus bei älteren Arbeitnehmern beziehungsweise des inner-

betrieblichen Transfers ihres Erfahrungswissens zu betrachten."109 

Da in Kreditinstituten ein Großteil der relevanten Kompetenzen und deren Weiter-

entwicklung aus praktischer Erfahrung resultiert, sollten bei der Entwicklung älterer 

Arbeitnehmer insbesondere diejenigen Formen der beruflichen Qualifikation berück-

sichtigt werden, die verstärkt das Lernen im Prozess der Arbeit ins Zentrum stellen. 

Darüber hinaus sind auch Anstrengungen zu unternehmen, spezifische auf die Be-

dürfnisse der älteren Belegschaft zugeschnittene Weiterbildungsformate zu entwi-

ckeln. Die Aufgabe der Sparkassen liegt hier in der Unterstützung der älteren Arbeit-

nehmer zur Aufrechterhaltung ihrer Employability.110  

5.5 Flexibilität der Laufbahngestaltung für ältere Arbeiternehmer 

Kennzeichen typischer Laufbahngestaltungen in Kreditinstituten ist häufig, dass der 

Kulminationspunkt der individuellen Leistungsfähigkeit mit dem Zeitpunkt der Pensi-

onierung zusammenfällt.111 Sowohl für den Arbeitnehmer als auch für die Bank als 

Arbeitgeber ist dieser Zustand unbefriedigend, da das weiterhin vorhandene, wenn-

gleich abnehmende Leistungsvermögen älterer Arbeitnehmer nicht honoriert wird 

und gleichzeitig Kenntnisse und Fähigkeiten des Mitarbeiters nicht vollständig aus-

genutzt werden. Diese Problematik verschärft sich angesichts der Anhebung des ge-

setzlichen Renteneintrittsalters und der Einschränkung der Möglichkeiten zur Früh-

verrentung. Im Gegensatz zu früheren Jahren ist ein vorzeitiges Überwechseln in 

den Ruhestand mit höheren finanziellen Abstrichen beim Arbeitnehmer bzw. (bei 

Kompensation durch den Arbeitgeber) mit für diesen höheren Kosten verbunden.  

                                                 
107 Vgl. Kröll/Brinkmann (1999), S. 278. 
108 Vgl. Heinzelmann (2004), S. 41. 
109 Vgl. Kröll/Brinkmann (1999), S. 279. 
110 Vgl. Brändli/Oswald (2002), S. 32. 
111 Vgl. Knecht (1997), S. 199-200. 
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Es spricht daher vieles dafür, das bisherige Prinzip der hierarchischen und gehalts-

technischen „Einbahnstraße“, bei der Mitarbeiter grundsätzlich von der individuell 

höchsten Karrierestufe verrentet werden, abgelöst werden muss durch ein flexibleres 

Laufbahnsystem, das auch Rückstufungen vorsieht. Notwendige Voraussetzung für 

die Akzeptanz derartiger Rückstufungen ist ein Umdenkprozess bei allen Beteiligten 

dergestalt, dass die mit einer Rückstufung verbundene Abgabe von Verantwortung 

und die Verringerung des Gehalts nicht als ein individuelles Scheitern aufgefasst 

werden, sondern im Gegenteil als eine Entlastung von Verantwortung und Stress. 

Der Einsatz von Rückstufungen kann daher einen Beitrag dazu leisten, die Erfahrun-

gen und das Know-how älterer Mitarbeiter länger im Unternehmen nutzen zu können 

und individuelle Überforderungen zu vermeiden, die zu einem vorzeitigen oftmals 

krankheitsbedingten Ausscheiden führen. Gleichzeitig kann älteren Mitarbeitern eine 

neue Perspektive aufgezeigt werden, da ihnen eine Alternative zur Frühverrentung 

angeboten und das oftmals vorhandene und unternehmerisch ungewollte „Verharren 

auf einer Position" vermieden wird. 

6 Ergebnisse einer empirischen Untersuchung zur antizipa-
tiven Personalentwicklung mit Bezug zur Beschäftigung 
älterer Arbeitnehmer  

Im Rahmen einer breit angelegten Umfrage unter norddeutschen Sparkassen112 zu 

Bestandteilen einer antizipativen Personalentwicklung wurden auch Erkenntnisse mit 

Relevanz für die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer gewonnen.  

So wurden im Fragebogen unter anderem im Zusammenhang mit der Erhebung der 

Personalstruktur der jeweiligen Sparkasse das Durchschnittsalter der Belegschaft 

abgefragt. Das Durchschnittsalter der Erwerbstätigen liegt bei den untersuchten 

Sparkassen mit 39,1 Jahren genau 2 Jahre unter dem Bundesdurchschnitt von 41,1 

                                                 
112 Die Daten wurden mittels einer postalischen Befragung gesammelt; die Auswahl der Sparkassen 

bezog sich auf die Gesamtheit der zum 31.12.2003 123 eigenständigen Sparkassen der norddeut-
schen Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. Die Fragebögen wurden im Mai 2004 an die 
Vorstände der jeweiligen Sparkassen gesendet. Da 58 Institute auswertungsfähige Fragebögen zu-
rücksandten, ergibt sich eine gesamte Rücklaufquote von 47 Prozent. Von den insgesamt 58 Fra-
gebögen fallen zwei Drittel (39) auf Westdeutschland und ein Drittel (19) auf Ostdeutschland. Dar-
über hinaus stellen diese 58 Sparkassen 12 Prozent aller deutschen Sparkassen dar, so dass ge-
gebenenfalls indikative Aussagen für die Sparkassenpersonalentwicklung im gesamten Bundesge-
biet gegeben werden können. 
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Jahren.113 Das Durchschnittsalter liegt bei den westdeutschen Sparkassen und grö-

ßeren Sparkassen mit jeweils 39,55 knapp über dem Schnitt der ostdeutschen mit 

38,50 und kleineren Sparkassen mit 38,88 Jahren. Ein Grund hierfür dürfte die Tat-

sache sein, dass in Ostdeutschland im Zuge der wirtschaftlichen Angleichung viele 

Arbeitsplätze abgebaut worden sind, wovon in der Regel zunächst ältere Mitarbeiter 

betroffen waren.  

Des Weiteren wurden verschiedene Instrumente der Personalentwicklung auf ihre 

gegenwärtige und zukünftige Bedeutung in Sparkassen untersucht. Im Rahmen aller 

vier vorgestellten Personalentwicklungsmaßnahmen (PEM) into-the-job, on-the-job, 

off-the-job und out-of-the-job kommt der PEM-on-the-job sowohl zum gegenwärtigen 

als auch zum zukünftigen Zeitpunkt die mit Abstand größte Bedeutung zu (vgl. Tab. 

1).114 Dies kann als ein Indiz dafür gewertet werden, dass die Personalverantwortli-

chen die Priorität der Personalentwicklung im Entwickeln der Mitarbeiter am Arbeits-

platz selbst sehen. Allerdings weist das Entwickeln vorhandener Mitarbeiter außer-

halb des Arbeitsplatzes die größte prozentuale Steigerung auf. Dies kann als klares 

Indiz dafür gewertet werden, dass sich Mitarbeiter zukünftig vermehrt eigenständig 

um ihre Beschäftigungsfähigkeit kümmern müssen.  

Tabelle 1: Gegenwärtige und zukünftige Bedeutung von PEM 
 

PEM Gegenwärtige Be-
deutung 

Zukünftige Bedeu-
tung 

Prozentuale Stei-
gerung 

Into-the-job 41 % 58 % 41 % 

On-the-job 54 % 76 % 41 % 

Off-the-job 33 % 58 % 76 % 

Out-of-the-job 26 % 42 % 62 % 
 

 

                                                 
113 Vgl. Statistisches Bundesamt (2004), S. 39. 
114 Konkret wurden die Befragten um eine Einschätzung der aktuellen und zukünftigen Bedeutung von 

PEM gebeten, wobei die Notenabstufungen 1 (sehr stark), 2 (stark), 3 (schwach) und 4 (kein Ein-
satz) vorgegeben wurden. Die Spalten 2 und 3 zeigen in Prozent, welcher Maßnahme die Noten 1 
und 2 von den Probanden zugeteilt worden sind. Dies bedeutet beispielsweise für die PEM-into-
the-job auf aggregierter Basis (d.h. es wurde nicht hinsichtlich der vier Items differenziert, sondern 
die Gesamtantworten berechnet), dass für die gegenwärtige Bedeutung 41 Prozent der Probanden 
die Noten 1 (sehr stark) und 2 (stark) vergeben. Dementsprechend haben 59 Prozent die Noten 3 
(schwach) und 4 (kein Einsatz) angekreuzt.  
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Die hohe Bedeutungszunahme der PEM out-of-the Job relativiert sich bei Berück-

sichtigung der vier PEM im Gesamtkontext (vgl. Tab. 2).115  

Tabelle 2: Gegenwärtiger und zukünftiger Bedeutungsanteil von PEM-Maßnahmen 

PEM Relativer gegen-
wärtiger Bedeu-
tungsanteil 

Relativer zukünfti-
ger Bedeutungsan-
teil 

Absolute Verände-
rung in Prozent-
punkten 

Into-the-job 27 % 25 % - 2 % 

On-the-job 35 % 32 % - 3 % 

Off-the-job 21 % 25 % + 4 % 

Out-of-the-job 17 % 18 % + 1 % 

Summe 100 % 100 % 0 % 
 

Auffällig bleibt, dass die Weiterbildungsmaßnahmen außerhalb des Arbeitsplatzes 

(PEM-off-the-job) den höchsten Bedeutungszuwachs aufweisen, was die wachsende 

Relevanz der Eigenverantwortung von Mitarbeitern bezüglich ihrer Arbeitsmarktfä-

higkeit (Employability) unterstreicht. Die nähere Untersuchung116 der in diesem Zu-

sammenhang eingesetzten konkreten Weiterbildungsmaßnahmen (Vorträge, Fallstu-

dien, Planspiele, Rollenspiele, Förderkreise sowie Selbststudium) zeigt dementspre-

chend auf, dass den Maßnahmen zukünftig durchgängig eine größere Bedeutung 

beigemessen wird (vgl. Abb. 2).  

                                                 
115 Dazu wurden alle zum gegenwärtigen Zeitpunkt mit „sehr stark" und „stark" respektive zukünftig mit 

„sehr wichtig" und „wichtig" bewerteten Items in ein Verhältnis zu allen in der jeweiligen Rubrik ge-
machten Aussagen gesetzt. Dies bedeutet, dass beispielsweise jene 41 Probanden, die die PEM-
into-the-job zum gegenwärtigen Zeitpunkt mit „sehr stark" und „stark" bewertet haben, in ein Ver-
hältnis zu all jenen 154 Antworten gesetzt worden sind, die insgesamt bei der Frage ein „sehr 
stark" beziehungsweise „stark" vergeben haben. 

116 Bei der Auswertung der Frage wurden die Antwortmöglichkeiten „sehr stark" und „stark" zu einer 
Gruppe und die Möglichkeiten „schwach" sowie „kein Einsatz" zu einer anderen Gruppe zusam-
mengefasst, um tendenzielle Veränderungen auszumachen. 
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Abbildung 2: Bedeutung ausgewählter PEM-off-the-job-Maßnahmen 
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Besonders deutlich wird dies durch die Entwicklung des Items des Selbststudiums. 

Gegenwärtig wird dem Kriterium bereits von 55 Prozent eine „sehr starke" bezie-

hungsweise „starke" Bedeutung beigemessen. Zukünftig erwarten sogar 98 Prozent 

der Probanden, dass das Selbststudium einen „sehr starken" beziehungsweise „star-
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ken" Einsatz in der Personalentwicklung erfahren wird. Damit beträgt die relative Be-

deutungszunahme 78 Prozent. 

Im Rahmen der Untersuchung wurden die Befragten auch dazu aufgefordert, zu 

Thesen Stellung zu nehmen, die oftmals in Gesprächen mit Praktikern sinngemäß 

geäußert werden. Unter anderem konnte so ein Meinungsbild darüber gewonnen 

werden, ob es spezielle Weiterbildungsmaßnahmen für ältere Mitarbeiter geben soll-

te. Diesbezüglich war kein deutliches Gesamtmeinungsbild zu erkennen, da die Aus-

sagen mehr oder weniger pari erfolgten (vgl. Abb. 3).117  

Abbildung 3: Spezielle Weiterbildung für ältere Mitarbeiter 
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Es existieren allerdings bemerkenswerte Diskrepanzen hinsichtlich der Zusammen-

setzung dieser Durchschnittswerte: 69 Prozent der ostdeutschen und 61 Prozent der 

kleineren Sparkassen waren im Gegensatz zu 46 Prozent der westdeutschen und 46 

Prozent der größeren Sparkassen für eine gezielte Weiterbildung älterer Mitarbeiter. 

Als mögliche Begründung hierfür ist anzuführen, dass die Verantwortung gegenüber 

dem einzelnen Mitarbeiter in kleineren Sparkassen ausgeprägter sein dürfte als in 

größeren. Häufig kennt man den einzelnen Mitarbeiter und weiß um seine jeweilige 

Situation. In größeren Sparkassen sind die meisten Mitarbeiter in der Personalabtei-

lung nicht persönlich bekannt, so dass keine Beziehungen entstehen können, da 

man sich noch nie wissentlich begegnet ist. Darüber hinaus bestehen in größeren 

Instituten bessere Möglichkeiten, Mitarbeiter in bestimmten Abteilungen zu „positio-

nieren", d.h. ihnen wird eine Aufgabe zugeteilt, die ohne größeres Know-how bewäl-
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tigt werden kann, da sich aus Sicht der Gesamtbank eine Investition in einen älteren 

Mitarbeiter nicht mehr so amortisieren kann, wie dies häufig bei einem jüngeren Kol-

legen der Fall ist.  

 

7 Fazit 

Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass bislang in vielen Unternehmen und Kre-

ditinstituten faktisch eine Diskriminierung älterer Mitarbeiter stattfindet.118 Eine antizi-

pative Personalentwicklung in Sparkassen muss allerdings den Faktor „Alter" explizit 

in ihren Strategien berücksichtigen und ein Altersmanagement initiieren. Ein solches 

Altersmanagement führt wiederum zu einer höheren Arbeitgeberfähigkeit von Spar-

kassen und macht sie für Arbeitnehmer interessanter.119 Die diesbezügliche höhere 

Arbeitgeberfähigkeit gilt explizit auch für jüngere Arbeitnehmer, die vielfach ein Al-

tersmanagement gerade im Hinblick der eigenen Alterung zu schätzen wissen.  

Erste Ansätze die Ressource älterer Mitarbeiter nicht nur verbal, sondern auch fak-

tisch stärker zu schätzen sind gegenwärting in der wirtschaftlichen Aufschwungphase 

festzustellen. Wie nachhaltig diese Entwicklung aber ist und ob es sich hierbei wirk-

lich um einen Trendwende handelt, wird wahrscheinlich erst der nächste wirtschaftli-

che Abschwung zeigen. 

 

 

                                                                                                                                                         
117 Eine weitere Studie innerhalb der Sparkassenorganisation, die im Juni 2004 durchgeführt worden 

ist, kommt tendenziell zu ähnlichen Ergebnissen, vgl. Blenk (2005), S. 6-10. 
118 Vgl. Hormel/Hiltl (2004), S. 21. 
119 Vgl. Bednarczuk et al. (2003), S. 54. 
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